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1. Einleitung'

mitzudenken.

2. Freie Träger in neuer Sichtweise

ZieldesneuenJWGvonlg8gistua,,dieverstärkteHeranziehungvon
Trägern der freien Jrö"nä*oÄrlänrt ttir Aufoaben der Jugendwohlfahrts-

pflege.a. zwarhaletwäLereits pokornim Jah'r 1958 in seinen Erläuterungen

zu g 1 des steiermarxL"n"n Jug"ndwohlfahrtsrechtes von 1958 formuliert,

daß freie Träger 0", äträniii"n"i rrag"r in der Jugendwohlfahrt grundsätz-

lich gleichzustellen seienu, doch hat man dieseni Grundsatz in der Praxis

häufig nur unzureicnunJ 
"ni.prochen. 

Bezüglich einer spezifischen unter-

1 Der Autor dankt Frau DsA Helga Baumann für wertvolle Hinweise und Gespräche

zu dieser Arbeit.
, väiCär""r,ä lHttg), offensive Sozialpädagogik (1 973)'

s vät Marburse., ent*iJxil;ö;J K#;;t""dä;säiiaröaoagosikz (1e81)' 133 ff'

a slockart_Bernkopf,Das Jugendwo,hlfanrtsgeseüigas s"ätErläuterungen, Der

öitättäi"r'it"he Amtvormund 3/1989' 55.'.- 
,, F;i;;;; 

-ü; 
si"iärrä,'r."äÄä Ju gän dwonlfahrtsrecht (1 e58), 1 5.
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stützung und Förderung freier Träger war zumindest bisher davon auszuge-
hen, daß der "Leidensdruck" engagierter Projektinitiatoren in der freien Trä-
gerschaft beträchtliche Ausmaße annehmen konnte und nicht selten zur
Resignation geführt hat, wenn die öffentliche Jugendwohlfahrt von der Sinn-
fälligkeit eines Projektes nicht zu übezeugen war. Vielfach waren freie Träger

bezüglich der Anerkennung ihrer Projekte - überspitzt formuliert - vom
goodwill der Verwaltungsbehörde des Landes abhängig. Fehlende Richtli-
nien führten nicht selten dazu, dall permanentes lnsistieren und Vorspre-

chen die Behörde unter Druck setzte. Solches bewirkte häufig Verstimmun-
gen und beeinträchtigte dag notwendige partnerschaftliche Klima-

Überdies bedeutet es einen Mißbrauch der Fachkräfte, wenn diese trotz
des zunehmend wichtiger werdenden Socialmanagements zu Bittstellern
degradied oder wenn deren Kompetenzen durch fachfremdes Organisieren

- und nicht selten lmprovisieren - speziell während der Aufbauphase eines

Projektes gebunden werden. Ein solches immer wiederkehrendes Schau-
spiel ist dem Ansehen einer professionellen Sozialarbeit höchst abträglich.
Dahinter mag €ine noch dem Erbe des Josephinismus verhaftete Auffas-
sung von öffentlicher Wohlfahrt stehen, die "eng mit behördlichem Denken

verbunden ist. Sozialarbeit hingegen entspringt den angelsächsischen
Lebensformen und wendet Methoden an, die sich wesentlich von denen

einer Behörde unterschoiden.,o.
Offensichtlich ist eine Normierung der Beziehung zwischen öffentlicher

Jugendwohlfahrt und freier Trägerschaft und darüber hinaus vielfach eine

späzifische Unterstützung und Förderung der freien Träger nützlich, um

diese entsprechend arbeitsfähig zu machen.
Was die Normierung der Beziehung anlangt, Scheinen zumindest für den

Bereich der Jugendwohlfahrt im $ I des JWG grundlegende Vorgaben
geschaffen zu sein, deren Konkretisierung durch die Länder allerdings kein

einheitliches Bild erbringtz.
Bezüglich der spezifischen Unterstützung und Förderung ist deutlich zu

machen, daß fachliche Arbeit - zumindest von mittleren und kleineren freien

Trägern - einer nachhaltigen und dauerhaften Förderung bedarf. Es ist näm-
lich kennzeichnend für eine große Anzahl von Sozialinitiativen, daß solche
Aufgabenbereiche - angefangen von der Führung von Jugendzentren bis hin

a Bauer-Debor.s, Sozialarbeit in Konfliktposition, betrifft: Sozialarbeit (1979)' 28.
7 Eajons, Anerkennung und Beauftragung freier Jugendwolrlfahrtsträgef in Lutter

(Hisg), Jugendwohfährt im Spannungsfeld zwischen öffentlicher Aufgabe und
privatem Engagement (1990), 37 ff.
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zu Familienkrisenhilfen und Begegnungszentren - häufig von einem oder

wenigen Mitaöeiterrn,i# o",iäJiüi"ioii üüLiäi"" 
"ineäen 

solche Kolles/

lnnen nicht selten 
'*iiä-i'"rJ'ronn"l 

sicn äutqrund der Gegebenheiten nur

unzureicheno "n "ini? 
;äiliö"1991 fäitäisrussion-neteilisen' 

Der

Kampf der kleineren u-noäittr"'ö t'ag"'' o[ uieii"cn zum Motor'und Träger

sozialer I nnovatione"' ö#;ä; "i 
nd'"u* li#G;; der öff entlichen H and

und um finanzie'e U"äi.iUüJ"n Oritn Oi" Wittt"n"tt ttit ihre Projekte führt

nicht selten auch zu Ä;;tü;östendenzen und gegenseitigem Mißtrauen'

Di e person ar 
"u.rt"tt}ö'üi 

;i;;; igwgiis', 
n n'ig riff s."no mmene Proiekt

bezogen, anstatt "i#'ä'äää"rärtn"it 
ä"t ntOäitttädes.zu orientieren'

wetches durcn versc;ää"* pÄler.te 
"bgä;ki 

werden könnte' Vielfach

fehlen _ im unters"niäärrä"0r,ärt9n eiiriäntung"n und Arbeitsfeldern -

serade den innovat'tifätöäni""' i1", 1; iltüt' meist in'freier Träser-

schaft sestartet *"';; 
" 

;;:i;9'ig.qtktittt"ittä'"b Ei nschätzunsen über

die Entwicktung 0", iä;äi nroäits"ro"r uÄä'Ä-n-täü"' Man benitft sich dabei

oftmats mit dem u"*äJ'ä"iääiniern"tio,i"rä i"i*icklung' ohne dabei die

übertragbarkeit ausiääJnO än^Xf air.n. "'üu:t*"näig 
ware eine systemati-

sche Refrexion unj'ääör"itung ni"nt nui eii)einer-eroie1t9, sondern der

oesamten Entwickrrlöt,äirünlä,ti g ch""ä; uno eni'"i"kl unssmöslich-

feiten ats auch r"n'iäXi*iänr"nöän ,"no ö;;it',t"" rechtzeitis Rechnuns tra-

oen zu können' rnäü"'äno"'"-kl"in"'en:ä; auch mittelgroßen Trägern

iehtt häufig oie rnäa"Jtiu[tur, um den'Anforderungen an Beantragung'

Bewirtschaftung unä"Äüränung oer rtiiü"r-uotninistrativ .zu 
genügen'

geeignete vitaroeitärn;;ä;";anr"n"äintu"tellen' 
anzuleiten und zu

beaursichtis""'"*ä äi;;ioä'" Ä'o1YJ ;ö**"lt-111"n"n und wei-

teauentwicr<ern. oä'Lüi" ää, Probleme ilü;i"h verlängern' lnsgesamt ist

festzustelten, oaß rie-';i,n"J mittergroß";;i"kt" an vielen stellen alleinge-

lassen werden ,',',n ärr"äJäüficnen"pro'fetä'.,, 
Oi" sie allein und aus eigener

Kraft nicht ror"n rtBäf]liä]ää' tito J"h*'#;strukturelle) Maßnahmen

tür kleine uno|niiiürä' iräJ"i ärroro"aäü, 
-u 

t oi" f achliche Qualität ihrer

soziaren Arbeit "r?;;;äLäogri"näi.'bäcn 
nicnt..allein die fachliche

Quatität oer nrneiig;üJ'o"io"n tr"i"n.'ääs;m zu gewanrleisten' sie müs-

sen sich, *i" g". jg{'u[i;ö;.-,i;",."rr Oon-'*ö sieLi gene Dienstleistun gs-

unternehmung"n ü;ti"iben, den t"rf,t-uü1i"üen eewärtungskriterien stel-

sBrauns,ZurlnfrastrukturfürkleineundmittleresozialeOrganisationsformen'
soäär" ntoeit 1/1990' 8'

-L
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len"s- Dh, obwohr sich.die freien Träger von ihrer Geschichte her ars Non_profit-rnstitutionen verstehen, müsseÄ sie,ökonomiscnen-siändards genü_gen, ohne dabeidie Beziehung zu den ursprüngrich .o.üipolrfirchen Zierenaus dem Auge ZU Verlieren.,'o-
speziet auf den ob_e1gn Entscheidungsebenen (zB vereinsvorstand) sindbeizahrreichen freien Trägern personen äiig, *"r"he,*;;ä;; K"ntakte zur

"Referenzumwert" aufweisen, aber aoroht von den betreffenden Arbeitsfer_dern inharflich ärs auch von der spezifis'chen q"t""oJ"n*nlrecnt wenigverstehen. sorcherart entscheiden besonders ehrenamiliche üorstandsmit_glieder nicht serten an den fachrichen Rntiegen der Basis und an den wirt_schaftlichen Bedürfnissen des Trägers vorbei um sorcheÄ ntiÄmanagementvoaubeugen, ist in den retzten JaÄren das Befürfni, n""n ,"Är'professiona_lität und Management-wissen ir soiiai*esen gestiegen. Dabei hat sich einsolches "sozialmanagement* sowohl auf die Aspekte der wirtschaftlichkeitals natürrich auch auf d.ie- Binnenaspet<te in neiug 
"uiäi" 

ii"l.t"rrrng 0",lnstitution, auf die Bedürfnisse o".kri"ni"n sowie der Mitarbeiter und aufFührungsfragen zu beziehenlr. 
vvr rvrtrqrut.

Die Füile der aufgewofenen probreme räßtes überregenswert erscheinen,g? rigl fr_ei9 Träoer diesbezügricne notwäcige Leistungen nicht über eineinterdisziprinäre Arbeitsgrupie et*a imtinne eines poots sichern soilten.ln Antehnung an Erfahrungenin der BRD *är"n uon einer"oicnän nro"itrg"_meinschaft Maßnahmen sowohr auf der a) fachrichen, insbesondere aber aufder b) rechilich-administrativen, aoer äuJn auf der c) raumpranerischen undder.d) inhaltlich planerischen E-bene zu setzen,r.
a) Die Arbeit verschiedener pro.let<ie innernaro eines Arbeitsferdes arsauch zwischen unterschiedrichen'Rroeiistetoern ee- Määciänoeratung,sexueller Mißbrauch, Kinderschutzzentrum, Frauenhaus) ist abzustimmenund miteinander zu verknüpfen. Es müssen daher im rnt<iresseliner fachri_chen weiterentwickrung, zur Auswertung von Erfahrungen sowie zurAbstimmung der Arbeitsggoigte 

"nt"pä"-n"no" 
r"p-ääi"" geschaffenwerden, um pranung und Entwicktung a;zuiegen sowie eine Vernätzung undKoordination aufzubauen. Der Erfahrüngsästausch zwischen ä"n eq"rt"nist schließrich zu organisieren und ü"äiigt eine entsprechende Fachbera_

' i'ß"Jfiis"rlirmanagement - orientierung an industrieren vorbirdern?, soziare
10 Hoefert, aaO,2.
11 Hoefert, aaO,3.
12 Brauns, aaO, g ff.
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I
i-

j

i

tung.UmendlichdiefachlicheQualitätderArbeitzusichern,könnteman
auch daran denken, eine Fachaufsicht über die Arbeit in den Proiekten ein-

zurichten, die neben aeipägdagogischen Beratung_vor allem die Arbeitsbe-

ii ilü iu kontrotlieÄn üaü", r]m-schließlich über Fortbildung und Supervi-

sioi eiöen befriedigenden Standard zu eneichen-' 
n) 

-gezi.iglich 
deiadministrativen Ebene ist anzumerken, daß Projekte an

kleine und mittlere Träg"i ti 
"änt 

hohe Anforderungen bezüglich der Venrual-

t""il;ä G";chäftsfütrung stelten. Einsparungen an ausreichenden Verwal-

iunösf."p"zitäten kommen-allen Beteiligten in der Regel recht teuer zu ste-

hen.'.-ci 
Uinsichtlich der räumlichen Voraussetzung von Projekten. ist über Kon-

takte zur Kommunaveääriung, aber auch zu wohnbaugesellschaften und

zur Wirtschaft ,, netreiOen, daä geeignete Räumlichkeiten für Wohngemein-

schaften, Beratungsstellen, GeJchäftsräume, Begegnungszextren etc zur

üä.ftigun'g gestelliwerden. Einschlägige Bauberatung und Baubetreuung

werden zumindest nei- gewiometei 
-ooietcten (zB Seniorenwohnheim,

Jugendzentrum etc) durchzuführen sein'
- -äi 

Üno schtießlich wäre es sinnvoll, vor der rechtlichen Verselbständigung

und Finanzierung eines piojettes zu überprüfen, ob nicht schon ein geeig-

neter Tiäger bzw ein-iroj"i.i tit ähnlicher Aufgabenstellung besteht' wel-

"Ä"r 
Oi" ieplanten RufgaLen übernehmen oderzumindest Starthilfen geben

könnte. Darüber hinauö sollte in einem gewissen Zeitraum regelmäßig über

die Entwicklung in Oen einiefnen Arbeitsfeldern berichtet werden' Eine sol-

che Berichterstattung änauot es, den Entwicklungen in den einzelnen

Arbeitsbereichen die äntsprechende Beachtung zu schenken, unÖsie veran-

laßt sowohl Oen EntscÄeiäungsträger als auch die Mitarbeiter, den Projekten

hinreichende Autmerksamkeit zu widmen, und könnte davon entheben, zB

jedes Jahr erneut um Subventionierung kämpfen zu müssen' 
.

SpeziellfürkleinereundmittlereTrägerdürfteesopportunsein,ihrerecht-
lichen, wirtschaftlicnän ""0 

administrätiven Angelegenheiten, aber auch die

fachliche Koordination und Entwicklung über eine derartige Arbeitsgruppe

^ 
g"rt"lt"n. nrs r<rientenorientierte, aber auch als behördenunabhängige,

bürgernahe Eindcntring ttilSi" diese Arbeitsgruppe qI"F e.iner professio-

nellen pR-Arneit Oei e'ürgäin vermitteln können, daß die im Verbund arbei-

tenden freien Trägei : ,it"t Wahrung der Pluralität der Maßnahmen und

Angebote - höchst tomfetent arlceiten und bei Bedarf mit gutem Grund und

ohäe Mißtrauen in Anspruch genommen werden können'

Ob die privaten fiäölr Ji""ä Arbeitsgruppe schließlich selbst finanzieren

oder ob Oie finanzierüng i; Sinn" OeJSunsiOiaritätsprinzips zur Stärkung

189



der Funktion kleinerer und mittlerer Tiäger von der öffentlichen Hand zu
übernehmen ist, bleibt zu diskutieren.

3. Freie Träger als sozialpolitische lnstitution
Das allgemeine Wohl ergibt sich nicht von selbst. Das trifft auch auf das

soziale Leben zu. Dh, jeder Bereich des sozialen Lebens wird heute mehr
oder minder durch staatliche Aktivitäten beeinflußt. Staatliche Einflüsse kön-
nen dabei klassifiziert werden als gewollt, unerwünscht oder als in Kauf zu
nehmend. Doch die Wechselbeziehungen zwischen den Bürgern unterein-
ander sowie zwischen dem Staat und den Bürgern begründen die Aufgaben
des Staates. Er soll unterschiedliche lnteressen ausgleichen und grundle-
gende Bedürfnisse befriedigen. Hierzu ist Autorität nötig. "51ss bedeutet
jedoch nicht stets das Recht oder die Pflicht des staates zu massiver lnter-
vention. weil der staat aber für die gesellschaftlichen Zustände mitverant-
wortlich ist, ergibt sich seine Berechiigung und Verpflichtung, auf dem
Gebiet der sozialordnung nach den Bedingungen und Bedürfnissen der zeil
politisch gestalterisch tätig zu sein. Die Gestaltung in Freiheit verdient hier-
bei den Vorzug, wenn ihr nicht wichtige Gemeinwohlbelange entgegenste-
hen"tg. Es isi zweifellos politisch verlockend, über das solidaritätsprinzipr+
die Belastungen, die durch die Erfüllung der sozialen Aufgaben entstehen,
auf eine möglichst groBe Zahl zu vedeilen. Doch legen der Grundsatz der
Selbstverantwortung und das Subsidiaritätsprinzip eine größere Zurückhal-
tung des Staates nahe.

lm Urtext zum Subsidiaritätsprinzip, der Sozialenzyklika Quadragesimo
anno, Zilfer 79, heißt es dazu: "Wie dasjenige, was der Einzelmensch aus
eigener lnitiative und mit eigenen Kräften leisten kann, ihm nicht entzogen
und der Gesellschaftstätigkeit zugewiesen werden darf, so verstößt es
gegen die Gerechtigkeit, das, was die kleineren und untergeordneten
Gemeinwesen leisten und zum guten Ende führen können, für die weitere
und übergeordnete Gemeinschaft in Anspruch zu nehmen; zugleich ist es
überaus nachteilig und verwirrt die ganze Gesellschaftsordnung. Jedwede

rs Benda, Die Arbeit der Freien Wohlfahrtspflege als Gestaltungselement des Sozial-
staates, Soziale Arbeit 7/1989, 252.ft Brück, Allgemeine Sozialpolitik. Grundlagen - Zusammenhänge - Leistungenz
(1e81),48 f.
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Gesellschaftstätigkeit ist ja ihrem Wesen und Begriff nach subsidiär; sie soll

Ji" Gti"d"r. des Sozialköipers unterstützen, darf sie aber niemals zerschla-

gen oder aufsaugen"l5-
Es kann dabei nicht in einer Weise argumentiert werden - wie das im

Zusammenhang mit dem Subsidiaritätsprinzip häufig der Fall ist -, daß den

piivaten bzw. dän freien Trägern jene Agenden überlassen werden, welche

ber Staat aufgibt. Etwa in dem Sinn, als wäre es die Aufgabe des Staates'

bestimmte Dlnge von vornherein erst einmal an sich zu ziehen und "zu
regeln und dort, wo er aus irgendwelchen Gründen nicht in der Lage ist, sie

zu"regeln, sie den privaten Gämeinschaften zur Regelung freizugeben. Dies

ist eiie Denkweise, die zwar in der Sozialpolitik oft praktiziert wird, die aber

das subsidiaritätsprinzip um 180 Grad umdreht. Denn dieses Prinzip

schreibt die Rolle des dtaates subsidiär zu der privaten Leistung vor und

nicht umgekehrt die Rolle des Privaten als subsidiäre Aufgabenerfüllung für

die öffentlich" H"nd"'u.
Zweifellos betreffen die Aufgaben des Staates auch die Jugendwohlfahrt,

die Sozialhilfe etc. An den gewöhnlichen Beispielen der Kinderbetreuung

und Altenversorgung schon in den Familien wird jedoch bereits vordergrün-

dig deutlich, dab allein der Staat diese Hilfen weder organisatorisch noch

finänziell in ausreichendem Maße leisten könnte. Es bedarf dabei vielmehr

der gemeinsamen Bemühungen der Bürger und des staates zur ubernahme

vonÄufgaben und Verantwortung. Die Bürger sind sonach aufgeforderl, sich

gemäß ihren Kompetenzen um Bereiche des sozialen Lebens anzunehmen

ünd dafür auch die Verantwottung zu tragen. Mit der gesetzlichen Aufwer-

tung der freien Träger in der Jugendwohlfahrt (s. o.) ist aber auch die Mög-

lichieit gegeben, der öffentlichkeit bewußt zu machen, daß sie für

bestimmie Aufgaben die Verantwortung wieder übernehmen und die Staats-

gewalt zurückdrängen kann. So erlangt zB der private Jugendwohlfahrtsträ-

ler mit seiner Anerkennung 'sozusagen die Stellung einer zur Ausübung

äieses Amtes befugten Perion und ist somit zur Übernahme ihm aufgetra-

15 Zit nach Brück, aaO,45.
,u Eaaett, Leitlinien zur Neuregelung der Zusammenarbeit von Öffentlicher Jugend-

*ä1,ff"htt und privaten Julendiirohlfahrtseinrichtungen durc.h das.,kommende

.lugenowonttahrtgesetz, ln-formation des Vereines lnitiative Pflegefamilien

3/1989,2.

191



gener Aufgaben grundsätzlich verpflichtet . . ., (was) für ihn auch eine
erhöhte Verantwodlichkeit mit sich" bringttz.

Beschränkung bisheriger staatlicher Kompetenzen bedeutet bei gleich-
bleibendem Bedarf an sozialen Leistungen die Ausweitung von professionel-
len und nicht professionellen Aktivitäten in diesem Bereich. Mehr Aktivitäten
der Bürger können nur einhergehen mit vermehfter Mitsprache. Solcherart
könnten eine Reihe sozialer Maßnahmen ihres behördlichen und obrigkeits-
staatlichen Anstrichs entkleidet und von den Betroffenen besser angenom-
men werden. Denn vielen Mitbürgern macht die Behörde so viel 'Angst",
daß sie nicht dazu bereit sind, ihre legitimen Bedürfnisse anzumeldenls.
Vorhandene Ressourcen bleiben somit ungenutzt, die soziale Lebensquali-
tät in vielen Fällen ungenügend (zB im Bereich der Erziehungsberatung etc).
Es ist daher dringend geboten, neben der gesetzlichen Aufwertung der
freien Träger eine solche auch in der Öffentlichkeit vorzunehmen - etwa
durch eine adäquatere Vertretung der Politiker im Rahmen der freien Träger.
Um es pointieder auszudrücken: Hier hätten die Politiker als Volksvertreter
die Chance, ihre Nähe zu den Bürgern zB durch Unterstützung von und
durch ihre Mitarbeit in den bürgernahen freien Trägern zu dokumentieren
undnicht bloß als politische Vertreter obrigkeitsstaatlicher Venrualtungsbe-
hörden zu fungieren. (Eine parteipolitische Ausrichtung der freien Träger ist
damit natürlich nicht gemeint!)

lm Zusammenhang mit der Aufweftung der freien Träger nicht nur im
Gesetz, sondern auch in der Öffentlichkeit wäre es auch an der Zeit, deutlich
zu machen, daß jegliche Mitarbeit von Fachkräften bei freien Trägern - sei es
im Vorstand, in der Geschäftsführung oder als Mitarbeiter - eine professio-
nelle Tätigkeit ist und nichts mit der aus dem politischen Leben suspekt
gewordenen "Vereinsmeierei" gemein hat. Das Verlangen, Fachkräfte

"ehrenamtlich" für freie Träger arbeiten zu lassen, bedeutet nahezu eine
beleidigende Abwertung des Fachpersonals, was sich keine andere
Berufsgruppe zumuten ließe.

Etwas anders verhält es sich natürlich bezüglich der Mitarbeit und den
Angeboten von Laien (zB Mitarbeit in Projekten der Nachbarschaftshilfe, in
Selbsthilfegruppen, bei Kontakten zu älteren oder behinderten Menschen
etc). Hier sind ehrenamtliche Tätigkeiten zumutbar und wünschenswert,
solange sich die erbrachten Leistungen in einem vorher definierten Rahmen

17 Bajons, Jugendwohlfahd mit neuem Gesicht. Anerkennung und Beauftragung
freier Jugendwohlfahrtsträger nach JWG, Sozialforum 2/1990, 1 1 .

ta Vgl auch Bauer-Debois, aaO.
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bewegen. Eine Ausweitung der Tätigkeiten ehrenamtlicher Mitarbeiter in

Bereiöhen, wo eine professionelle Ausbildung nicht erforderlich ist, wäre

sozialpolitisch aus mehreren Gründen überdies höchst wünschenswert. Es

würde zum einen die Distanz zwischen Helfern und Hilfesuchenden sowie

die Stigmatisierung der Klienten verringern und zum anderen als Kontrollin-

strume-nt gegenübär eventuel I auft auchenden Machtansprüchen prof essio-

neller und bürokratischer Hilfen fungierents.
Doch auch die autonome und selbstorganisierte Arbeit von Laien heißt

nicht, daß sie ohne finanzielle Förderung auskommen kann. So brauchen

solche lnitiativen oftmals >nur. Räume und einen Telefonanschluß, um funk-

tionieren zu können. Etwaige Spesen sind natürlich ebenfalls zu verrech-

nen20.
Die Erfahrungen in Großbritannien belegen überdies eindrucksvoll die

Wichtigkeit einer professionellgeführten Koordinations- und Beratungsstelle

für ehrenamtliche Helfer bzw. "freitätige Mitarbeiter", um deren Arbeit zu

optimieren2l
lmmerhin sollte bewußt bleiben, daß mit der Organisation von Selbst-

oder Nachbarschaftshilfe über autonome Laiengruppen die wahren Kosten

für die Aufrechterhaltung des sozialen Standards verschleiert werden. Sol-

ches wird bei der Berechnung des Bruttonationalproduktes bekanntlich

noch immer praktizien, indem man dort beispielsweise die funktionale Kin-

deraufzucht der Frauen bzw Familien nicht als monetäre Leistung ausweist'

Aus dem bisher Gesagten könnte gefolgert werden, daß zurVerbesserung

des lmages professioneller Sozialarbeit in der Öffentlichkeit deutlicher als

bisher zwischen 'Professionals" und "Semiprofessionals" (Preprofessionals;

Paraprofessionals) zu unterscheiden sei. Diesen Weg ging man in den USA

in den 60er und 70er Jahren, Dwohingegen (man) in den letzten Jahren

zunehmend um Kooperationsformen bemüht ist - zT gezwungen durch die

faktische Entwicklung (durch den mit der Reaganschen Sozialabbaupolitik
verbundenen Appell än freiwillige Hilfen, J. SCH.), zT aber auch aus fachli-

chen Aspekten angesichts der eigenständigen Qualität freiwilliger Sozialar-

beit vor allem in den schnell wachsenden Selbsthilfegruppen"22- Auch in

1s Ygl Dechamps, Volunteers und Ehrenamtliche Helfer (1989)1 5?y' . ..
,o Vöt nenensireit-Utitter, Familie - Nachbarschaft - Selbsthilfe. Modell einer lnfra-

stiuktur für Selbstorganisation, Neue Praxis 6/1989, 514.
21 Ygl EechamPs, aaO,54 tf.
zz R-iege, Soziäle Arbeit in den USA, Neue Praxis 2/1990,147.
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Großbritannien kristallisiert sich deutlich heraus, daß eine Kooperation von
Professionals und freitätigen Mitarbeitern am günstigsten ist2s.

Um das Subsidiariiätsprinzip nicht auszuhöhlen, wird wohl davon auszu-
gehen sein, fachliche Projekte mit fachlichen Leitern und Mitarbeitern zu
versehen. Aus dem genannten Grund wird man es sich auch nicht leisten
können, wichtige soziale Dienste aus Kostengründen an unzureichend aus-
gebildete und mangelhaft eingerichtete freie Träger zu delegieren. Dies
berührt die leidige Frage der Festsetzung von Mindeststandards, deren
Erfüllung oftmals als Voraussetzung für finanzielle Zuwendung der öffenfli-
chen Hand gilt. Diesbezügliche organisatorische Vorgaben erschweren
einerseits die eigenverantwortliche Arbeit der freien Träger und rücken sie
anderseits "manchmal in eine bedrohliche Nähe zum Staat (. . .) - bedroh-
lich deswegen, weil (sie) nur mehr als modifizierte Elemente staatlichen Wir-
kens empfunden werden"24. Die Gefahr eines versteckten Sozialdirigismus,
wobei der Staat nicht mehr nur ordnungspolitischer Rahmen bleibt, sondern
freie Träger als seinen verlängerten Arm mißbraucht, ist zweifellos auch im
Anerkennungsvedahren im Rahmen des g B des JWG gegeben.

Natürlich sollte der Staat mit seiner vorausschauenden, kreativen und
zielgerichteten Sozialpolitik durch die Schaffung gesetzlicher Rahmenbe-
dingungen, durch die Erstellung von Sozialplänen, die Setzung von Prioritä-
ten und die Bereitstellung finanzieller Mittel regulierend in das freie Spiel der
Kräfte der konkreten sozialen Arbeit eingreifen. Er darf dieses freie Spiel
allerdings nicht beseitigenzs.

Es steht als Zielvorstellung eines freiheitlich-demokratischen Staates
immer weniger außer Streit, diese Kräfte zu stärken und sich auf jene Aufga-
ben zu beschränken, die von freien Trägern nicht wahrgenommen werden
können. "Die totale Übernahme der Verantwofiung durch den Staat hat sich
dort, wo sie praktiziert wurde, lediglich freiheitsmindernd ausgewirkt, aber
kaum als effektiv erwiesen..26.

Mit dem Hinweis auf die offenbar international konstatierbare geringe
wirtschaftliche Effizienz von Einrichtungen der öffentlichen Trägerschaft
kann natürlich nicht der Umkehrschluß zur Maxime erhoben werden, daß die
Alternative "freier Träger" in jedem Fall billiger zu sein hat. Obwohl das
zweifellos in vielen Fällen zutreffen dürfte, ist generell keineswegs ausge-

zt Dechamps, aaO,23 f.
24 Benda, aaO,253.
25 Ygl Benda,aao,257.
20 Benda, aaO,254.
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terischen Handelns'

4. Förderung der Beziehung zwis-chen der

Behörde unO den freien Trägern

UmdieoaFörderungeffizienteralsbisherzuqestalten,istesüberlegens.
wert, auf welche wei'"'o]ä'2tl'ääÄena'oeit liuit;h;" der Behörde und den

;Tl"Xtr$lf t*"::lY"'J.t"""i"ff t?on.rus"ndwoh.rrahrtsbeirät5nim

Bereich der Bundes,ä"ä., ," ä;nn; Ein weii#i wichtiger P.unkt wäre'

könnte die Behörde räni'"n tu"hlicher unO'*äg;r als reöNlich-behördli-

cher Anspre"npu'tn"l i"u ;ö;' Ä; eruno Jaäoit" g"tt"n''Die rechtlichen

Asoekte sind reilsebJ#ä;äri"1än-.n'oät ""d 
;;ht: *ie ?: 

bisher die

obriokeitsstaailiche 
"""ioiä1"öänisation 

Jni;;;t"lli- die. fachliche Arbeit

als ieitbereicn 0". i, JJrgi"Itä"äLä recnilichen Rahmenbedingungen zu ver-

stehen. würde c"' gätt"'!";ääu^ä""tt.gäii"n' *a'"n aus den bisherigen

Rechtsabteitungen Oär"rä"0ä, i""n"Uteir,üään'tu scnaften' An den Bezir-

t""*äi""oi"["itu.lg"ä'ä-i'"*it;:l'^::il*llf:fi :',lX'r!8ä;fi 'f9l
ä"i"i"n-rotmenden Fachkräften und nl

27 vol Badert,Zur Role der freien Träger in der Jugendwohlfahrts-

öilfäJ' s";i"lrorum 2/1eeo' 15 r'
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besetzen2s. Die gegenwärtige geübte Praxis im Bereich der Landesausfüh-
rungsgesetzgebung zum JWG läuft aber wieder in traditionellen Bahnen.
Wie weit man nach wie vor von dem entfernt ist, was Gertrud Bäumerschon
1929 einfordernd formuliert hat, mag jede(r) für sich selbst entscheiden:

"Man hat noch nicht begriffen, daß im Jugendamt nicht nur Sozialpädagogik
betrieben werden soll, sondern daß das Jugendamt als Ganzes ein sozial-
pädagogisches Organ ist"zs. pun"r wäre eine Verfachlichung der obersten
Ebenen der Verwaltungsbehörde schon deshalb aktuell, weil sie die
Ansprechpartner der freien Träger in bezug auf Projekte und soziale lnitiati-
ven bilden, die ihrerseits in der Regel schon in den oberen Ebenen fachlich
kompetentes Personal als Ansprechpadner aufweisen können. Überdies ist
die Behörde naeh dem JWG ab nun für die Eignungsprüfung der freien
Träger zuständig.

Ferner wäre - auch auf Grund der neuen Gegebenheiten - daran zu
denken, die im Gesetz vorgeschriebene Fachaufsicht analog der lnspektion
im Schulbereich zu installieren und deren Kompetenzen klar zu definieren.

Eine längst erhobene Forderung nach durchlaufender Trennung von
Bewilligung und Finanzierung von Maßnahmen in der Jugendwohlfahrt im
Rahthen der Verwaltung (so befinden sich zB Jugendamisleiter und Sozial-
referent in den steirischen Bezirksverwaltungsbehörden in der Kompetenz
ein und derselben Person) sollte an und für sich in einem modernen Sozial-
wesen eine Selbstverständlichkeit darstellen. Sie einzuklagen, hätte mE eine
der ersten Maßnahmen des neu zu errichtenden Anwaltes des Kindes zu
sein. Der könnte damit gleich einen Beweis seiner Unabhängigkeit und
Ernsthaftigkeit (oder aber doch seiner Bedeutungslosigkeit?) liefern.

lm Bemühen um eine Verbesserung der Zusammenarbeit von Behörde
und privaten Trägern wäre schließlich überlegenswert, eine lnstitution mit
der Aufgabe neu einzurichten, überregionale Konzepte für soziale Arbeit zu
entwickeln, diese zu versuchen und die Versuche zu evaluieren. ln einem
solchen Zentrum für soziale Versuchs- und Entwicklungsarbeit hätten
sowohl Vertreter der politischen Parteien, der Behörde, der freien Trägeri der
oben erwähnten Arbeitsgruppe der freien Träger und der Wissenschaft ver-
treten zu sein. Sozialplanung und Sozialentwicklung dürfen nicht länger bloß
auf die lnitiative einzelner angewiesen bleiben, obwohl basisorientierte Ent-

28 Vgl Bauer-Debois, aaO, 29.
Bäumer, Die Formen des sozialpädagogischen Berufs und die Bildungswege, in
Nohl/Pallat (Hrsg), Handbuch der Pädagogik V (1929 bzw 1966), 215.
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wicklungen - analog den oschulversuchen von unten'- weiterhin zu fördern

sein werden.

5. Ausblick

Die vorliegenden Bemerkungen wurden natürlich durch die sicht der ver-

na[nisse in äer Steiermark bee]nflußt. Mutatis mutandis dürfte manche kriti-

""n" 
Än,.,.'"rkung wohl auch für das Bundesgebiet Geltung.beanspruchen,

wie auch die zui Diskussion gestellten Vorschläge über die Landesgrenzen

hinausweisen.
oervortiegende Band zielt darauf ab, die durch dasJWG 1989 im gesetz-

lichen gereiöh in Angriff genommene Verbesserung der Stellung der freien

i;;g; in 0", JuEend-wohft"ntt in rechtlichen Belangen auf die freien Träger

ääg"r"rien d'ereiches der sozialen Wohlfahrt auszudehnen. Dabei geht

"r.,ina"n"t 
darum, freie Träger in bezug auf geltende leghJsvgqchriften 

zu

optiri"r"r,. Doch aufgrund'der neuen situation, daß freien Trägem eine

zünehmend wichtige Aufgabe im Bereich der sozialen Versorgung in unse-

rem Land zuerkannt wirOlist auch zu überprüfen, ob die rechtlichen Vorga-

ben im Bereich der verschiedenen Rechtsdisziplinen (Arbeits-. und sozial-

L"ni, V"r"ins- und Gewerberecht, Steuenecht, Zivilrecht, Handelsrecht etc)

oen neuen Gegebenheiten entsprechen, oder ob nicht auch hier die geän-

JÄrte Situatiorizu einer Weiterent*icttung führen müßte, um.die-freien Trä-

ö"r-i"rt""J zu setzen, die zunehmenden Anforderungen, die an sie nun

iermehrt herangetragen werden, optimal zu bewältigen'
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